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P 824 Postulat Forster Eva und Mit. über die Auswirkungen des 
Entlastungspakets 2027 für den Kanton und die Gemeinden im Asyl- und 
Flüchtlingsbereich / Gesundheits- und Sozialdepartement

 
Das Postulat P 824 wurde auf die Juni-Session hin dringlich eingereicht.

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab.
Eva Forster hält an der Dringlichkeit fest.

Eva Forster: Im Rahmen des Entlastungspakets 2027 wurde in Bundesbern die 
Finanzierung für das Asyl- und Flüchtlingswesen per 2027 angepasst. Das hat direkte 
Auswirkungen auf die Gemeinden und Kantone, die jetzt ihre Budgets erstellen. Deshalb 
brauchen wir jetzt Klarheit. Ich bitte Sie, der Dringlichkeit zuzustimmen.

Für den Regierungsrat spricht Gesundheits- und Sozialdirektorin Michaela Tschuor.
Michaela Tschuor: Der Regierungsrat beantragt, die Dringlichkeit abzulehnen. Nicht, 

weil das Anliegen unwichtig ist, ganz im Gegenteil. Die finanziellen Auswirkungen des 
Entlastungspakets 2027 im Asyl- und Flüchtlingsbereich sind sowohl für den Kanton als 
auch die Gemeinden relevant und müssen sorgfältig aufgearbeitet werden. Aber die 
Dringlichkeitskriterien sind aus Sicht des Regierungsrates nicht erfüllt. Erstens wird das 
Anliegen nicht gegenstandslos, wenn es nicht bereits in dieser Session behandelt wird. 
Die finanziellen Auswirkungen könnten im Rahmen der anstehenden Aufgaben- und 
Finanzdebatte rund um den Voranschlag und den integrierten Aufgaben- und Finanzplan 
(AFP) politisch diskutiert werden. Zweitens braucht es belastbare Antworten und solide 
Grundlagen, gerade weil die Auswirkungen auf den Kanton und die Gemeinden doch extrem 
sind. Es ist wichtig, dass wir hier die entsprechenden Behandlungen, Wege und Prozesse 
einhalten und vor allem auch die Gemeinden mitnehmen. Aus den genannten Gründen 
beantragen wir, die Dringlichkeit abzulehnen.

Der Rat lehnt die dringliche Behandlung mit 77 zu 37 Stimmen ab. Die nötige 
Zweidrittelsmehrheit wurde nicht erreicht.


